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Fraktion im Kreistag 

  

Landrat des Kreises Hameln-Pyrmont  
Herrn Dirk Adomat 
Süntelstraße 9 
31785   Hameln 

 

 

Anfrage zum Thema „Klimapolitik und deren Auswirkungen auf kommunaler Ebene“ 

 

Vorbemerkungen der Fragesteller: 

In der öffentlichen Debatte über Klimawandel, Klimaschutz und die daraus 
abgeleiteten politischen Maßnahmen wurden insbesondere Szenarien und 
Bewertungen des Weltklimarates (IPCC) als Grundlage kommunaler 
Entscheidungen herangezogen. 

Am 7. April 2026 haben nun 44 Autoren des Weltklimarates (IPCC) die Grundlage 
für »unplausibel« erklärt, auf der wesentliche Teile der deutschen Klimapolitik 
beruhen: die RCP-8.5-Horrorprognose mit einem angenommenen 
Temperaturanstieg von bis zu 5,7 Grad bis zum Jahr 2100. Am wahrscheinlichsten 
wäre nach der neuen Einschätzung des IPCC eine Gesamterwärmung von 2,56 
Grad gegenüber 1860 – von denen bereits 1,45 Grad eingetreten sind. Bis 2100 
kommen also lediglich noch rund 1,1 Grad hinzu. 

Zweifel gab es schon lange: Skeptiker haben immer wieder darauf hingewiesen, 
dass das Klima ein hochkomplexes, nichtlineares, chaotisches System ist und 
keine einfache „Maschine“, die von einem einzigen Spurengas gesteuert wird. 
Namhafte Fachexperten sprachen über die medial verbreiteten Angstszenarien von 
einem »manufactured consensus« – einen fabrizierten, hergestellten Konsens. 
Wissenschaftler hätten Anreize gehabt, die Risiken zu übertreiben, um Ruhm, Ehre 
und Forschungsgelder zu sichern. 

Hinzu kommen neue Eiskernanalysen des amerikanischen NSF-Projekts COLDEX 
vom März 2026, die erstmals drei Millionen Jahre Erdgeschichte abdecken. Die 
Forscher schließen daraus, daß neben Treibhausgasen weitere Faktoren – 
Ozeanströme, Eisbedeckung, Erdreflektivität, kosmische Einflüsse – erheblich zum 
Klimageschehen beitragen. 

Weltweit haben souveräne Staaten ihre Konsequenzen gezogen: Die USA haben 
das Pariser Abkommen im Januar 2026 formell verlassen, Argentinien zog sich 
bereits von der letzten Weltklimakonferenz vorzeitig zurück und Österreich hat, laut 
dem Climate Change Performance Index 2026, die Klimaschutzmaßnahmen 
faktisch zurückgenommen und Klimapolitik zur Nebensache erklärt.  

Was bedeutet das für Bürger von Hameln-Pyrmont? CO2-Steuer, 
Verbrennerverbot, Kohlekraftwerke, vegane Ernährung, Windräder, Ackerflächen 
für Solar, „Klimaschutzpläne“, jeder Lebensbereich ist betroffen!  
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Wir fragen die Kreisverwaltung: 

1) Hat aus Sicht der Kreisverwaltung die Neuausrichtung des IPCC 

Auswirkungen für den Landkreis Hameln-Pyrmont? 

a) Falls ja: Welche? 

b) Falls nein: Welche Schritte hat der Landkreis bisher unternommen bzw. 

wird der Landkreis künftig unternehmen, um die neuen Erkenntnisse des 

IPCC für konkrete Maßnahmen in Hameln-Pyrmont heranzuziehen? 

Die folgenden Fragen beziehen sich auf den Ist-Zustand. 

2) Welche kommunalen Projekte basieren unmittelbar oder mittelbar auf 

Annahmen, Szenarien oder Handlungsempfehlungen des IPCC? 

3) Welche personellen Ressourcen innerhalb der Verwaltung und 

verwaltungsnaher, ausgegründeter Unternehmen sind ausschließlich oder 

überwiegend mit Klima-, Nachhaltigkeits- oder Transformationsaufgaben 

beschäftigt? 

4) Welche wissenschaftlichen Quellen, Gutachten und sonstigen Dokumente 

werden von der Verwaltung zur Begründung klimapolitischer Maßnahmen 

herangezogen? 

5) Werden innerhalb der Verwaltung grundsätzlich auch wissenschaftliche 

Gegenpositionen oder kritische Bewertungen zu einzelnen IPCC-Annahmen 

berücksichtigt? Falls ja, welche? 

6) Welche konkreten messbaren Auswirkungen der bisherigen kommunalen 

Klimaschutzmaßnahmen auf CO₂-Einsparungen wurden festgestellt? 

7) Wie bewertet die Verwaltung die Auswirkung klimapolitischer Maßnahmen 

auf steigende Energie- und Investitionskosten, Standortnachteile und soziale 

Belastungen innerhalb der Kommune? 

8) Welche Maßnahmen wurden ergriffen, um eine offene wissenschaftliche und 

öffentliche Debatte zu gewährleisten und insbesondere unterschiedliche 

fachliche Positionen einzubeziehen?  

Hameln-Pyrmont, den 09.06.2026 

gez. Dr. Jürgen Schönbrodt und Fraktion 


